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XlII. Gesetzgebungsperiode 

Ropublik Österreich 
DER BUNDESKANZLER 

7,'; 36 ~t 11 0 Pr-u /"7r"1 . __ J .• L-o ~ ,;;;- •. 1"1 '-

Parlamentarisehe Anfrage 
Nr.532/J an den Bundes­
kanzler, bet:::>effend EDV-
1m Bundesbereich 

An 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 
Anton BENYA; 

1010 Wie n 

9. August 1972 

Die Abgeordneten zum Nationa1rat Prof.Dr.EHr1f:.COHA,. 

Dr. BLENK und Genossen nabeL am l 1L Juni 1972 unter der 

N:-. 532/ J an mich eine Anfrage, betreffend elei::trlllli-

sehe Datenverarbeitung im Bundesbereich, 

folgenden Wortlaut hat: 

"Der Bericht der Bundesregierung, 111-29 der Beila-
_ t! 'T'"1" • ~ •. _. a '" - ~ ... - .. ~ 1#. 

ben l:...LeK1::I'Ofll.SCne va -cenverarocl<:ung lm bunUeSoer'Clcn 

gibt zl-'Iar Aufschluß über die möglichen ui;d geplanten 
EDV-Aktivitäten der einzelnen Ressorts, des Nissenschaft­

lichen akademischen Bereiches und der Bund'2sbetl'ieb',=, er 

erlaubt jedoch keinen Einblick in das korkcete Planungs­

bzw. Investi tionsstadium über das "Timing!1, die anfallen-­

den Kosten und läßt außerdem befürchten, daß er hinsicht­

lich der dami t verbundenen schwerN:l.egenden Recht~5proble­

ma tik den etgenen Bedingungerl nicht gerecht wird. Im Ka­

pi tel 6 "Vorschläge für He .,'leitere EDV -Vorgangm'-iei3e ll 

wird u.a. ausgeführt: 

"6.2.4. Datenschutz 

Mit dem Schritt von der Routine- und Massenab­
wicklung zur managementorientierten ComputerC1.rl'­

wendung wird das Problem des Schutzes der Pri-

./ . 
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V2.tsphäre relevant. Es erscheint angebracht, 

Sicherungsmaßnahmen zum Schutz der Privatsphäre 

in einem Zei tpu.nkt '''''cr'zuseht:n, in dem noch keine 

Gefährdung besteht. (Siehe dazu die Ausführungen 

2.6, Seite 11.)" 

Dieser ZeltpUl~l:t scheint den unterzeichneten Abge­

ordneten nunmebr längst Ubersl!hritten zu sein. Trotzdsm 

hat die im Bericht an andel"'er Stelle eniähnte 3 ~Lm Rahmen 

des Koordinatinnfskomi tees fUr EDV tätige Arbeitsgruppe 

zum Studium dc~' :-'lir den J::DV -Einsatz notwendigen gesetzli-

ehen Nor:nen über D8.t~~lschutz und Schutz der Privatsphäre 

ihre bisher erarbeitenden Ergebn:i..sse dem Parlament und 

der öffentlichkei t noch nicht zur Kenntrl,is bringen können. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher folg~nde 

I\. n f· rag e; 

1.) 1:l1e hoch sind dip. Investitionen .. die Sie 1972 im EDV-?ro-

jekt bereits vorgenommen haben bZVl. noch vornehme!' Werden 

und um welche !::onkrEteY1 EDV-'P?:'Dje!-c';:e handelt es sich? 

2.) Hie hoch si..--,) die 1m '-:i.a~4:"!en der EDV -Planung vorgesehenen 

Investitionen für EDV-Projekte im Jahre 1973 und um 

welche konkrete Projekte handelt es sich~ 

3.) Auf welche Höhe belaufen sich die erfo~derlichen Investi­

tionskosten für die im Bericht angeführten EDV-Aktivitä~en 

der einzelnen R(;~~sor ~.3, co::s wissenschaf"Llichen akadr-:mischen 

Berex:hes und der Betriebe im einzelnen und v,;;olehes "Timing" 

ist hiefUr vorgesehen? 

4.) vIelehe ivei teren, im EDV -Bericht nicht enthaltenen Projekte 

im Bundesberei:h 'tlel'den derzei t bearbei tet bzw. vorberel t et? 

5.) In welchem konkreten Stadium der Vorbereitung befindet sich 

die vom Bundesrninisterlum fUr Handel~ Gewerbe und Industrie 

angekündigte I!Weltc.lokumentationszentrale fUr Patente!!, wann 

soll mit ihrem Bau begonnen werden und au~ welche Höhe 

. /. 
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belaufen sich die Ko~tec? 

6.) In l'ielchem konkr'eten Stadium der Pla.nung und Ver­

wirkl:lJ!l1ung befindet si ch das sogenannte "Wiener 

IVlodell '!, demzufolge c.uch s·i.ne wirtschaftliche und 

p,')15.tische Dokumentation im Sinne eines "Regierungs­

informa tionssystems!: aufgebaut werden soll? 

'7 \ . ) ~~ welchen konkreten Erg~bnissen hat bisher die Ar-

bei t der ir;·l ;{ahr.len des ED'\l-Ko(;rdinationskomi tees 

tätigen Arbeitsgr~9pen Rechtsfr~gen, die im Zu-

s2.mmenhang mi t dem Einsatz der EDV im Bundesbereich 

entstehen, gefUhrt? 

8.) Wann werden Sie welche GesetzesentwUrfe dem Parla-

ment vorlegen, die sich auf den erford~rlichen 

Datenschutz oder den Schutz der Privatsphäre be-· 

Ich beehre mich 3 diese Anfrage wie folgt zu beant-
Horten: 

Zu Fraae 1 bis 4: _ ....... ----Q..---------

Der vom Plenum des Naticnalrates in der Sitzung am 
~, 

11!.:'3_ 

tenverarbeitung im Bundesbereich, E~hebungsbericht 1971, 
Bedarfsprognose 1971-1974,fJhrte auf den Seiten 40-79 die 

)~DV-~ktivitäten der einzelen Ressorts sowi.e des V'-lissen­

schaftlich~akademisehen Bereiches aus. Wie Staatssekretär 

Dr. VESELSKY in di.eser Si tzung des Nationälrates berei.ts 

ausgeführt hat .. wird dem Parlament auch der EDV-Bericht 19T2 
~ni t einer Prog..'1ose 1972-1975 Iloeh in diesem ,Jahr zugelei tet 

werden. Für diesen Bericht wur'de berel ts im Juni 1972 eine 

Erhc"!Ju.:1g durchgeführt, die erstmalig proj ektbezogen:'.on-

zipiert ~'J8.r. Zu. diesem Zweck Volar n1.cht nur' eine verfeinerte 

Erhebungsmethode, sondern auch ein wesentlich detaillierte-

rer Fragebogen no~wendig. Da eine solche Erhebung einen 

gro!~en Arbeitsaufwand erfordert und gegemlärtig die Aus-

J 
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wertungen noch nicht abgeschlossen sind, w!rd vorgeschlagen, 

d"ie Ergebnisse dieser Erhebung -abzuv.rarten .:i:i1 dem auf der 

Grundlage dieser Erhebung zu erstellenden EI'7 -:t-Jericht 1972 
wird nicht nur eine detaillierte Aufgliederung der Kosten 

je Ressurt durchgeführt, sondern darüber hinaus der Versuch 

unternommen, die Kosten der ei.nzelnen Pro,jek::e a.nteilig nach 

Kostenträgernaufzuschlüsseln. 

Diese Erhebung erfaßt SO\'iohl Projekte" die berei tsln 

Operation ~:ind, als auch solehs , die sich noc~1 im Sta.diu.ffi 

der Vorbereitung befinden. Erst drtdurah wird es mdglich, die 

Entwicklung fUr dle Jahre 1972-1975 genal-,~T ~bzuscr_2.tzen. H1e­
bel soll insbesondere der Auf1;.;and tür die einzelnen Projekte 

transparent gemacht '.verden, um darni t jenes Zahlenma. terial für 

di.e Planung zu erhalten, das die Easis für den EDV -Pl.an der 

Bundesregierung bilden wird. DarUber hinaus wird fUr jedes 

Projekt ej.n genauer Zei tplan~ gegliedert nach Planung, Ana-

etc. erstellt. In diesem Zusamme:l:'lang 

soll ni.::~ht verabsäumt werden._ auf eine fU:c das Parlament 

wichtige Neuheit im Rahmen ~ieser Erhebung zu verweisen. Erst­

malig '>'/urde bei dieser Erhebung nämlich auch die Frag'" c.ufge­

worfen, auf welcher gesetzlichen Grundlage Pr'ojektc d .. '.rchge­

fUhrt \'lerden bz'tJ'. welche leg.i.stischen Maßrp.hmen erf,jrc~erlich 

sinds um dte Durchführung eineS Projektes zu el~möglichen. 

bilden eine sümvolle Ergänzung dieser Fragestellung. Damit 

wird auf Gr~nd konkreten Datenmaterials eine Planung nicht 

nur von der Kostenselte her. sondern auch ven ~er lEgisti­

Gchen Seite mdglich. 

Diese kurze kursorische Ausführung soll u:a. die 

Komplexi tät der gegenwärtig durch da.s Bundeskanzler.:'.mt durch­

geführten EDV -Erhebung aufzeigen. Da sich die F;rhebung der­

zeit noch, in der Durchführungsphase befindet, ist eine end­

gültige Beantwortung dieser ~rage erst zu einem späte~en 

Zeitpunkt möglich. 

Zu Frage 5: 
Der Vertrag zwischen der Republik österreich und der 

j 
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.Weltorganisation fUr den Schutz des geistigen Eigen­

tums über die Errichtung eines Internationale!:: Pa­

tendokumentationsze:2trums in \Hen KlH'de am 2.5.1972 

in Wien durch den Herrn Bundesminister fUr Handel. 
Gewerbe und Indust..i.'ie und den Generaldirektor dp.,.. 

WIPO, tierrn Prof. 30denhausen, unterzeichnet. Eine 
Kopie dieses Vertrages ist an~eschlossen. Es darf ins­

besondere auf Artikel II des Vertrages hingewiesen 

';.rerden.t der die AUfgatendes Patentdokumentationszentrums 

Am 23.5.1972 wurde die Gesellschaft zur Errichtung 
und Z'Ll!11 Betrieb des internationalen Patentdd-::umentaU.ons-

zentrums, Ges.m.b.H.~ ~rrichtet~ deten Alleingese~l­

schafter die Republik öste~reich ist. D~s Stam~{apitai 
beträgt 1 Million 8ch1111ng 3 wovon ein Viertel sofc~t -bar 

einbezahlt wurde. Zum Geschäftsführer wurde Herr Dr. Otto 

1-I.uracher bestellt. Der Aufsicht::>rat, der aus Vert:cetern 

~er WIPO, des Bundeskanzlerarntesund der Bundesrninisterien 
fU:" Finanzen, Handel~ Gewerbe und Industrie und Aum'iäT":::i-· 

ge Angelegenheiten beste~.t .. hat si'3h am 29.6.1.972 kon-· 
stituiert. 

Die genannte Gesellschaft war in der Zeit ihres 
Bestehens rlip nO::>T"~l'"\npllt>:'"I l1nr1 .. - -" .... - _.- - ----'-- --.-

setzungen zur Bet."1äl tigung ,der ihr übertrae;enen Aufgaben 

zu schaffen. In diesem Sinne wu~den Bliroräumlichkeiten an-

gemietet .. Sekretariatspersonal und ein EDV-Techniker ange­
stellt sowie am 24.6.1972 die Bereitstellung eines ge-~ 

eigneten EDV"'Systems für den Patentfamilien- und Patent ... 
klassifizierungsdienst öffentlich und unbeschränkt ausge­
schrieben. 

Die eingelarJgtEn Angebote sowie drei Fachgutachten hie­
zu liegen. nunmehr 612n ,Organen der Gesellschaft zur Entschei­
dung vor. Nachdem der Aufsichtsrat sich hiezu am 31.7.1972 
bereits ~eäußert hat 1 ist ~it einem Zuschlag an den Best­

bieter in kurzer Frist zu rechnen, Hienach wird auch ein 
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Uberbliek über die Kostenseite bestehen. 

Zu Frage 6: 

Im Rahmen des sogenannten "VJiener r'1oc.ell:1 Nird !}ichtj! 

wie in der Anfrage ausgeführt ist, eine wir~schaftliche 

und politlsehe Dokumentation im Sinne eines HRegierungs­

informationssystems Tl aufgebaut. Das llliener l'liOc1'211 ist ein 

, Bestanc l~ei~. des EDV VeY'suchsprojekts Verfassv.ngsrecht und 

umfaßt 0:'8 Datenbank zur Ven'lal t,ung und Benützung der 

im Jahre 19'72eingpYl/lgten Neuzugänge dei.' Adminis'cr2.tiven 

Bibliothek und östel."reichischen Reehtsc4,Jkwll,entatL)11 im 

Bundeskanzleramt. 

Es handelt sich EDV-mäßig um ein sogenanntes Library-

Manc',f:emen t -Sys tem, das es gesta tt et, vol1autorYl3.t isiert 

all.e Auswahl-, Bestell-, Er"':erbungs-~ Bestands-~ Katalogi-

sierungs- und Benützungsvorgänge einGr wissenschaftlichen 

Bibli0thek durchzuführen. 

Das Bundeska.nzleramt ha.t jedoc11 über da.s EDV Ver­

suc~~projekt hinaus im Jahre 1971 einen Proje~tentwurf 

zur Errichtung eines Österreichischen Dokumenta tj 0fL .. "-

dienstes ~:arbeitet. Dieser öDD hätte alle rUr PoJitiker 

und deren Hilfsorgane relevanten aktuellen Informationen 

';:'lS l~echtlicherl., poli tischel1 und wirtschaftliche.n Dol{Ll-

menten zu verarbeiten und sofort zur Verfilgung zu stellei'1. 

Da für ein solches Projekt noch eine Reihe von rechtlichen 

und organisatorischen Fragen zu klären sind, hat das Bun­

desk~nzleramt als ersten Sehri tt zur Verviirk::!..iehung dieses 

Dokumentat 1'0 l!sprojektes einen verkleinerten Entwurf aus-
, 

gearbeitet. Dieses Teilprojekt soll ein Schnellinf'ormations-

dienst, eingerichtet als InformationsservicesteIle für 

Gesetzgebung, Regierung und "leFl:al tung, sein, der Informa­

tionenaus aktuellen Dokumenten~ in denen de.s staa"cliche und 

gesellschaftliche Geschehen seinen ersten Niederschlag rin. 

det~ erfaßt, systematisch und überschaubar zusar:l:nenstellt 

und an die Entscheidungsträger weiterleitet, die sie ge­
rade benötigen.' 

. /' 
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Zur Prüfung der techischen Durchführbarkeit dieses 

!J.'cilprojekts ~.;ul."'de ein . Expertenkomitee eingesetzt. Eine 

endgUl tiee Beurteil1.mg über Zeitpunkt Organisa tion und 

Finanzieru~g dieses Teilproj~ktes kann erst nach Vor­

liegen der Stellungnahme dieses Komitees erfolgen. 

Für die Durchführung eines scibhen Projekts haben 

die parlamentarischen Klubs, eine Re:Lhe von Int:eressens" 

vertretungen, die Austria Pr~ssE Agentur und der ORF ~hr 

I~teresse angemeldet. 

Ztl :B'ra,ge '-r: -------
Wie aus dem Bericht der Bundesregierung betreffend 

d·· -\.::, ... _e· elekt~onische Datenverarbeitung im Bundesbereich her-

v'orgeht (8.90) 11 wurden im Ra11f.:en des EDV -Koordina1:ions-
komi tees zwei Arbei tskrels8 eingertchtet, die sich ','-01'-

nehmlich mlt rechtlichen Fragen befassen und ZHar ein 

ArOci tskrels !! Schutz der Pri vatsphäre\: und ein Ar'oei ts-

Vorauszuschicken ist, d?ß bereits die geltend8 Rechts­

o:~lnvng eine Reihe von Grundsätzen statuiert~ die dem 

Z~eck des Schutzes der Privatsphäre dienen. und auf ein-

ze:.lcn Rechtsgebieten entsprechende gesetzliche Deta::l­

vorsch!"'iften bestehen. Belspielsweise seinen ervJähnt: 

a) Die europäische Konvention zurr. Schutze der Grunc1freihel­

ten und Menschenrechte, die im Verfassungsrang steht, 

statuiert tn Art. 8 das Recht auf Achtung des Privat- und 

Familienlebens. 

b) Im Bereich der o:':'fentlichen Venial tung dürfen gemäß Art. 18 

B-VG Daten grundsätzlich nur auf Grund ausreichender 

setzlicher Ermächtigung aufgezeichnet \'lerden. Dieser Grund­

satz gilt auch, soweit die Aufzeichnung mittels EDVA er-­

folgt. Illustrativ seien. etwa die Regelungen Uber das 

Strafregister durch das Strafregistergeset~ 1968 in der 

Fa,ssung der Strafregister-Novelle 1972,. BGBl NI'. 101, er­

wähnt. Nach diesem Gese~z hat jede Person das Recht, eine 

Bescheinif,"üng über die erfolgten Eintragungen zu verlangen, 

. /. 
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so'ltlie überdies eirJf;n entsprechendea Berlchtigl.lngsar.­

spruch. Die Regelimg des Kra:'tf'ahrgesetzes über' dte 

Zulassungskartei und der. zentralen Nachw~is für Len-
kerbereGhtigungen~ das Meldegesetz ete. sind weitere 

Beispiele der Gesetze. die ausdrUcklich regeln, welche 

Daten die Behörde aufzeichnen darf. 

e) Auch der in Art. 20 der Bundesverfassung verankerte 

Grundsatz der ß11tsverschwiegenhei t ist so zu -'lerstehen.l daß 

er dte OrgaY1e ~es BU!1des.; der Lä~d·er und Gemein.den nicrlt 
nu 1" zlolm 11 S,")h~"'e; a'pn ll 
.. .1.... .... I ... '-.,.o.l.J.~1 ...... 0- im engeren Wortsinn verpflichtet, son-

dern die vJeitergabe 7;Jon Da.ten überhaupt verbietet!' soferne 

die Geheimhaltung solcher Daten im Inte~esse der Gebiets-

l{ör'perschaft oder der~ Par-teier1 geboten ist!> 1.1nd ZVlar auch 

dann.; ·,-.renn diese Daten mittels, EDV.c... gesammelt, verarbei tet 

und weitergegeben werden. 

d) Im priv~ten Bereich bestehen dort, wo besonders ser.sible 

Daten anfaJ.len., eberL'a.lls GeheimhaI tungsvorschrifter:. bzw. 

Sondervorschriften .. etHa dit;:, Bestimmungen über ds.s Bank­

geheil1Ll1is~ die Bes'c::'mmunger: über berufliche Verschwiegen­

hei tspflichten, jie Konzessl-:nspflichten für das Gewerbe 

eine Kreditinformationsbüros und einer Detektei usw. 

Auf der Basis eingehender Diskussionen in der erwä~nten 

Arbeitsgruppe untersuchen derzeit die zuständigen Bundes­

ministerien-unter anderem folgende m~gliche gesetzliche Maß­
nahmen: 

a) Die Frage! in vlelcher Form die Schaffung einer über das 

gel tende Recht hinausgreifenden gesetzJ.i ehen Verschwiegen·· 

hei tspflicht für EDV-Per8onal !'!1~glich wäre~ v'lobei die Tat­

sache, daß die Gefährlichkeit von Daten in der Regel vom 

jeweiligen Zusamm~:miJ.ang abhängig ist, besondere Scht\'ierig­

kei ten für' eine generelle Regelung bereitet. Auch die Schaf-

fung eines Bert;ft;:,cod0X Ü'l erogeren Sinne wurde in den Bereich 
. ., 

der t'berlegungen einb";zogen. Ein socherBerufskoQ_;x würde 

abgestuften Sanktionen vor~ussetzen; die damit verbundenen 

./. 
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diffizilem rechtlichen Probleme insbesondE:Y's ih! Bereich 

des Arbeitsrechtes werden zur Zeit ebenfal 1,s geprüft. 

b) Di~ Ausweitung der strafrechtlichen Tatbestände über 

den Schutz von Berufsgeheirrnissen, Gescl'1äfts- und Betriebs­

geheimnissen in Richtung eines zusätzlich'etl Geheinmi.s­

schutzes im Zusammenhang mi t dem Einsatz von E!"Y1A w:Lrd 

ebenfalls liberlegt. 

c) Die Ausdeimung des Begriffes der ,IlUrkunde" a.ueh a.uf elei{­

ti'onisch gespeicherte Date:1. Diese Frage hat sm'Tohl im 

Z:i.vil-Straf-Prozeß als· auch im Ver'#altu;.gsr-echt Bedeutung. 

d \ 
} ' 

"l""'" n' 1.... ' 
~lne eessere ves~a_~ung aes im Bereiche der öffs...'1tlichen 

",TeriValtung berei ts bestehenden grundsätzlichen ?mspruches 

auf Berichtigung. 

e) Eine rechtlich0 Klarstellung, daß der Anspruch auf AktenT 

einsicht, wie er z.B. in den Verwal tungsvel"lf'ahrensgesc',::zp.n 

festgelegt ist~ nicht durch die Vervlendung elektronischer 

.('. ) 

.l 

D~tenverarbeitungsanlagen ~eeinträchtigt werd2~ darf • 

Die Verpflichtung der Verwal tunK. bei Ver~'lendung f;~.e~:tr'J-­

nischer Da~2nverarbeitungsanlagen die entsprechender, orga­

nisatorischen und tech."1ischen· Sicherungsmaßnallrw.;n zu ~reffen; 
e:'n~" cerartige Bestimmung ist derzeit für deD. Entwurf des 

Bundeshaushaltsgesetzes, der in Ausarbeitung steht, vorge­

sehen. 

g), Zur Vermeidung eines Informationsmonopols ~'lTird bei all­

fälliger Schaffung eines umfassenden nicht-nur.icrischen Do-

kumentationssystems im ~ffentlichen Bereich eine entsprechen-
, 

de gesetzliche Regelung schon im Hinblick auf Art. 18 B-VG 

geprüft die die Chancengleichheit bei der Benützung eines 

solchen Dokumentatioüssystem gar§.ntieren wird. 

h) Ein institutioneller Schutz durch Betrauung der geplanten 

Volksamvaltschaft auch mit Fragen des sogenannten "Datenschut2:es". 

Die Überlegungen betreffend eine Registr:Lerung::pflicht 

(Ur sogenannte Datenbanken stoß~n derzeit noch auf die 

I 
./ . 
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. Schwierigl{ei t de~ Deflni tion dieses Begriffes. Diese 

Definition mUßte stnerseits hinreichend weit gezogen 

sein, dUrfte abpr andererseits nicht eine unzulässtge 

Diskriminierung dieses modernen Mittels der Datenver­

arbei tu,ng gegenübe:' herkömmlicnen fv1ethoden der Spei­

cherung V2rarbeitung Imd Weitergabe von Da.ten mit sich: 

bringen. Eine sobhe Registrie~ungspflicht setzt umfang­

reiche Überlegungen betreffend die wirtscnaftlichen und 

organi.satorischen Konsequenzen einer seiChen r'laßnahme 

und ihrer wirlr~alH0n Über'rachung voraus. Schon heute ist 

aber im gewerblicher; Berelch durch die Gevlsrbeordnung 

die Anzeigepflicht für Unternehmer vorgesehen, die ge­

~lerbsmäßige Wet tergabe von Daten betreiben) sodaß da­

durch eine ständige Beoba.chtung der En':::w1cklung möglich 
ist ~_ 

Zu Frage 8: 

Schon aus den A~sfUhrungen zu Punkt 7 der Fragestel­

lung ist ersichtlich~ daß PS sich um eine außerordentlich 

komplexe. !VIa terie h"l.ndel t ... elie eine Vj.elzahl von Hechtge­

b~ceten betrifft. Es kann ·jal!t:r im Augenblick ncch kein kon-· 

kreter Zeitpunkt für die Vorlage einzelner GesetzentwUrfe 

bzw. eines umfasse.nden Datenschutzgesetzes g~Jlannt Ncrden. 

Regelungen, wie etwa die Einführung einer Registrierungs­

pflicht für sogenannte "Datenbanken!!, die StatuierL<ng von 

Protokollierungspfli~htal und Auskunftspflichten über die 
Weitergabe elektronisch gespeicherter Daten, habsn wie 

bereits betont, weitreichende ore;anisatorische und wirt­

schaftliche Konsequenzen, deren UdErsuchung noch nicht ab­

geschlossen ist. UnverzU~lich nach Abschluß dieser Unter­

suchungen werden entsprechende Entwürfe vorbereitet werden. 

Der den Bundeskanzler 
gemäß Art. 69 Abs. 2 B-VG .­
ver~retende Vizekanzler~~ 

;/ 
,i1??/~, . 
!/}"; ,[.' / /'Jrt·J~I/'1 
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